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Gesetz über Naturschutz und 
Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) 

Vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542, Inkraftgetreten am 1. März 2010)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:
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Kapitel 1 Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
(1) Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für
Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Genera-
tionen im besiedelten und unbesiedelten Bereich nach Maßgabe der nachfolgenden
Absätze so zu schützen, dass 
1. die biologische Vielfalt, 
2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der Rege-

nerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie 
3. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Land-

schaft 
auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch die Pflege, die Entwicklung und,
soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und Landschaft (allgemeiner
Grundsatz). 

(2) Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt sind entsprechend dem jeweili-
gen Gefährdungsgrad insbesondere 
1. lebensfähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer

Lebensstätten zu erhalten und der Austausch zwischen den Populationen sowie
Wanderungen und Wiederbesiedelungen zu ermöglichen,  

2. Gefährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Biotopen und Arten
entgegenzuwirken, 

3. Lebensgemeinschaften und Biotope mit ihren strukturellen und geografischen
Eigenheiten in einer repräsentativen Verteilung zu erhalten; bestimmte Land-
schaftsteile sollen der natürlichen Dynamik überlassen bleiben. 

(3) Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts sind insbesondere 
1. die räumlich abgrenzbaren Teile seines Wirkungsgefüges im Hinblick auf die prä-

genden biologischen Funktionen, Stoff- und Energieflüsse sowie landschaftlichen
Strukturen zu schützen; Naturgüter, die sich nicht erneuern, sind sparsam und
schonend zu nutzen; sich erneuernde Naturgüter dürfen nur so genutzt werden,
dass sie auf Dauer zur Verfügung stehen, 

2. Böden so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können;
nicht mehr genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren, oder, soweit eine
Entsiegelung nicht möglich oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu
überlassen, 

3. Meeres- und Binnengewässer vor Beeinträchtigungen zu bewahren und ihre natür-
liche Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik zu erhalten; dies gilt insbesondere für
natürliche und naturnahe Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen
Rückhalteflächen; Hochwasserschutz hat auch durch natürliche oder naturnahe
Maßnahmen zu erfolgen; für den vorsorgenden Grundwasserschutz sowie für
einen ausgeglichenen Niederschlags-Abflusshaushalt ist auch durch Maßnahmen
des Naturschutzes und der Landschaftspflege Sorge zu tragen,  

4. Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege zu schützen; dies gilt insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygieni-
scher oder klimatischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete oder
Luftaustauschbahnen; dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung insbe-
sondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien kommt eine beson-
dere Bedeutung zu, 

5. wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre Biotope
und Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaus-
halt zu erhalten, 

6. der Entwicklung sich selbst regulierender Ökosysteme auf hierfür geeigneten Flä-
chen Raum und Zeit zu geben. 

(4) Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erho-
lungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere 
1. Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit ihren

Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonsti-
gen Beeinträchtigungen zu bewahren, 
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2. zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und
Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten und siedlungsnahen Bereich zu
schützen und zugänglich zu machen. 

(5) Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume sind vor weiterer Zer-
schneidung zu bewahren. Die erneute Inanspruchnahme bereits bebauter Flächen
sowie die Bebauung unbebauter Flächen im beplanten und unbeplanten Innenbereich,
soweit sie nicht für Grünflächen vorgesehen sind, hat Vorrang vor der Inanspruch-
nahme von Freiflächen im Außenbereich. Verkehrswege, Energieleitungen und ähnli-
che Vorhaben sollen landschaftsgerecht geführt, gestaltet und so gebündelt werden,
dass die Zerschneidung und die Inanspruchnahme der Landschaft sowie Beeinträchti-
gungen des Naturhaushalts vermieden oder so gering wie möglich gehalten werden.
Beim Aufsuchen und bei der Gewinnung von Bodenschätzen, bei Abgrabungen und
Aufschüttungen sind dauernde Schäden des Naturhaushalts und Zerstörungen wert-
voller Landschaftsteile zu vermeiden; unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur
und Landschaft sind insbesondere durch Förderung natürlicher Sukzession, Renaturie-
rung, naturnahe Gestaltung, Wiedernutzbarmachung oder Rekultivierung auszuglei-
chen oder zu mindern. 

(6) Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich einschließlich ihrer Bestand-
teile, wie Parkanlagen, großflächige Grünanlagen und Grünzüge, Wälder und Waldrän-
der, Bäume und Gehölzstrukturen, Fluss- und Bachläufe mit ihren Uferzonen und
Auenbereichen, stehende Gewässer, Naturerfahrungsräume sowie gartenbau- und
landwirtschaftlich genutzte Flächen, sind zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausrei-
chendem Maße vorhanden sind, neu zu schaffen. 

§ 2 Verwirklichung der Ziele 
(1) Jeder soll nach seinen Möglichkeiten zur Verwirklichung der Ziele des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege beitragen und sich so verhalten, dass Natur und Land-
schaft nicht mehr als nach den Umständen unvermeidbar beeinträchtigt werden. 

(2) Die Behörden des Bundes und der Länder haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit
die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu unter-
stützen.  

(3) Die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind zu verwirklichen,
soweit es im Einzelfall möglich, erforderlich und unter Abwägung aller sich aus § 1
Absatz 1 ergebenden Anforderungen untereinander und gegen die sonstigen Anforde-
rungen der Allgemeinheit an Natur und Landschaft angemessen ist. 

(4) Bei der Bewirtschaftung von Grundflächen im Eigentum oder Besitz der öffentlichen
Hand sollen die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege in besonderer
Weise berücksichtigt werden. 

(5) Die europäischen Bemühungen auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege werden insbesondere durch Aufbau und Schutz des Netzes „Natura
2000“ unterstützt. Die internationalen Bemühungen auf dem Gebiet des Naturschutzes
und der Landschaftspflege werden insbesondere durch den Schutz des Kultur- und
Naturerbes im Sinne des Übereinkommens vom 16. November 1972 zum Schutz des
Kultur- und Naturerbes der Welt (BGBl. 1977 II S. 213, 215) unterstützt. 

(6) Das allgemeine Verständnis für die Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege ist mit geeigneten Mitteln zu fördern. Erziehungs-, Bildungs- und Informations-
träger klären auf allen Ebenen über die Bedeutung von Natur und Landschaft, über
deren Bewirtschaftung und Nutzung sowie über die Aufgaben des Naturschutzes und
der Landschaftspflege auf und wecken das Bewusstsein für einen verantwortungsvol-
len Umgang mit Natur und Landschaft. 

§ 3 Zuständigkeiten, Aufgaben und Befugnisse,  vertragliche 
Vereinbarungen, Zusammenarbeit der Behörden 

(1) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden im Sinne dieses
Gesetzes sind 
1. die nach Landesrecht für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behör-

den oder 
2. das Bundesamt für Naturschutz, soweit ihm nach diesem Gesetz Zuständigkeiten

zugewiesen werden. 
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(2) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden überwachen die
Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlas-
senen Vorschriften und treffen nach pflichtgemäßem Ermessen die im Einzelfall erfor-
derlichen Maßnahmen, um deren Einhaltung sicherzustellen, soweit nichts anderes
bestimmt ist. 

(3) Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege soll vorrangig
geprüft werden, ob der Zweck mit angemessenem Aufwand auch durch vertragliche
Vereinbarungen erreicht werden kann. 

(4) Mit der Ausführung landschaftspflegerischer und -gestalterischer Maßnahmen sollen
die zuständigen Behörden nach Möglichkeit land- und forstwirtschaftliche Betriebe, Ver-
einigungen, in denen Gemeinden oder Gemeindeverbände, Landwirte und Vereinigun-
gen, die im Schwerpunkt die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege för-
dern, gleichberechtigt vertreten sind (Landschaftspflegeverbände), anerkannte Natur-
schutzvereinigungen oder Träger von Naturparken beauftragen. Hoheitliche Befugnisse
können nicht übertragen werden.

(5) Die Behörden des Bundes und der Länder haben die für Naturschutz und Land-
schaftspflege zuständigen Behörden bereits bei der Vorbereitung aller öffentlichen Pla-
nungen und Maßnahmen, die die Belange des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege berühren können, hierüber zu unterrichten und ihnen Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben, soweit nicht eine weiter gehende Form der Beteiligung vor-
gesehen ist. Die Beteiligungspflicht nach Satz 1 gilt für die für Naturschutz und Land-
schaftspflege zuständigen Behörden entsprechend, soweit Planungen und Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege den Aufgabenbereich anderer
Behörden berühren können. 

(6) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden gewährleisten
einen frühzeitigen Austausch mit Betroffenen und der interessierten Öffentlichkeit über
ihre Planungen und Maßnahmen. 

(7) Aufgaben nach diesem Gesetz obliegen einer Gemeinde oder einem Gemeindever-
band nur, wenn der Gemeinde oder dem Gemeindeverband die Aufgaben durch Lan-
desrecht übertragen worden sind. 

§ 4 Funktionssicherung bei Flächen für öffentliche Zwecke 
Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist auf Flächen, die
ausschließlich oder überwiegend Zwecken 
1. der Verteidigung, einschließlich der Erfüllung internationaler Verpflichtungen und

des Schutzes der Zivilbevölkerung, 
2. der Bundespolizei, 
3. des öffentlichen Verkehrs als öffentliche Verkehrswege, 
4. der See- oder Binnenschifffahrt, 
5. der Versorgung, einschließlich der hierfür als schutzbedürftig erklärten Gebiete,

und der Entsorgung, 
6. des Schutzes vor Überflutung durch Hochwasser oder 
7. der Telekommunikation 
dienen oder in einem verbindlichen Plan für die genannten Zwecke ausgewiesen sind,
die bestimmungsgemäße Nutzung zu gewährleisten. Die Ziele des Naturschutzes und
der Landschaftspflege sind zu berücksichtigen. 

§ 5 Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft 
(1) Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist die besondere
Bedeutung einer natur- und landschaftsverträglichen Land-, Forst- und Fischereiwirt-
schaft für die Erhaltung der Kultur- und Erholungslandschaft zu berücksichtigen. 

(2) Bei der landwirtschaftlichen Nutzung sind neben den Anforderungen, die sich aus
den für die Landwirtschaft geltenden Vorschriften und aus § 17 Absatz 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes ergeben, insbesondere die folgenden Grundsätze der guten
fachlichen Praxis zu beachten: 
1. die Bewirtschaftung muss standortangepasst erfolgen und die nachhaltige Boden-

fruchtbarkeit und langfristige Nutzbarkeit der Flächen muss gewährleistet werden; 
2. die natürliche Ausstattung der Nutzfläche (Boden, Wasser, Flora, Fauna) darf nicht

über das zur Erzielung eines nachhaltigen Ertrages erforderliche Maß hinaus
beeinträchtigt werden; 
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3. die zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen Landschaftselemente sind zu
erhalten und nach Möglichkeit zu vermehren; 

4. die Tierhaltung hat in einem ausgewogenen Verhältnis zum Pflanzenbau zu stehen
und schädliche Umweltauswirkungen sind zu vermeiden; 

5. auf erosionsgefährdeten Hängen, in Überschwemmungsgebieten, auf Standorten
mit hohem Grundwasserstand sowie auf Moorstandorten ist ein Grünlandumbruch
zu unterlassen; 

6. die Anwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln hat nach Maßgabe des
landwirtschaftlichen Fachrechts zu erfolgen; eine Dokumentation über den Einsatz
von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist nach Maßgabe des § 7 der Düngever-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 2007 (BGBl. I S.
221), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 6. Februar 2009 (BGBl. I S. 153)
geändert worden ist, und § 6 Absatz 4 des Pflanzenschutzgesetzes in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Mai 1998 (BGBl. I S. 971, 1527, 3512), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. März 2008 (BGBl. I S. 284, 1102) geändert
worden ist, zu führen.

(3) Bei der forstlichen Nutzung des Waldes ist das Ziel zu verfolgen, naturnahe Wälder
aufzubauen und diese ohne Kahlschläge nachhaltig zu bewirtschaften. Ein hinreichen-
der Anteil standortheimischer Forstpflanzen ist einzuhalten. 

(4) Bei der fischereiwirtschaftlichen Nutzung der oberirdischen Gewässer sind diese
einschließlich ihrer Uferzonen als Lebensstätten und Lebensräume für heimische Tier-
und Pflanzenarten zu erhalten und zu fördern. Der Besatz dieser Gewässer mit nicht-
heimischen Tierarten ist grundsätzlich zu unterlassen. Bei Fischzuchten und Teichwirt-
schaften der Binnenfischerei sind Beeinträchtigungen der heimischen Tier- und Pflan-
zenarten auf das zur Erzielung eines nachhaltigen Ertrages erforderliche Maß zu
beschränken. 

§ 6 Beobachtung von Natur und Landschaft 
(1) Der Bund und die Länder beobachten im Rahmen ihrer Zuständigkeiten Natur und
Landschaft (allgemeiner Grundsatz). 

(2) Die Beobachtung dient der gezielten und fortlaufenden Ermittlung, Beschreibung
und Bewertung des Zustands von Natur und Landschaft und ihrer Veränderungen ein-
schließlich der Ursachen und Folgen dieser Veränderungen. 

(3) Die Beobachtung umfasst insbesondere 

1. den Zustand von Landschaften, Biotopen und Arten zur Erfüllung völkerrechtlicher
Verpflichtungen, 

2. den Erhaltungszustand der natürlichen Lebensraumtypen und Arten von gemein-
schaftlichem Interesse einschließlich des unbeabsichtigten Fangs oder Tötens der
Tierarten, die in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden
Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie
2006/105/EG (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 368) geändert worden ist, aufgeführt
sind, sowie der europäischen Vogelarten und ihrer Lebensräume; dabei sind die
prioritären natürlichen Lebensraumtypen und prioritären Arten besonders zu
berücksichtigen. 

(4) Die zuständigen Behörden des Bundes und der Länder unterstützen sich bei der
Beobachtung. Sie sollen ihre Beobachtungsmaßnahmen aufeinander abstimmen. 

(5) Das Bundesamt für Naturschutz nimmt die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet
der Beobachtung von Natur und Landschaft wahr, soweit in Rechtsvorschriften nichts
anderes bestimmt ist. 

(6) Rechtsvorschriften über die Geheimhaltung, über den Schutz personenbezogener
Daten sowie über den Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen bleiben unbe-
rührt. 

§ 7 Begriffsbestimmungen 
(1) Für dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen: 
1. biologische Vielfalt 

die Vielfalt der Tier- und Pflanzenarten einschließlich der innerartlichen Vielfalt
sowie die Vielfalt an Formen von Lebensgemeinschaften und Biotopen; 
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2. Naturhaushalt 
die Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Klima, Tiere und Pflanzen sowie das Wir-
kungsgefüge zwischen ihnen; 

3. Erholung 
natur- und landschaftsverträglich ausgestaltetes Natur- und Freizeiterleben ein-
schließlich natur- und landschaftsverträglicher sportlicher Betätigung in der freien
Landschaft, soweit dadurch die sonstigen Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege nicht beeinträchtigt werden; 

4. natürliche Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse 
die in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Lebensraumtypen; 

5. prioritäre natürliche Lebensraumtypen 
die in Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG mit dem Zeichen (*) gekennzeichneten
Lebensraumtypen; 

6. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 
die in die Liste nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG
aufgenommenen Gebiete, auch wenn ein Schutz im Sinne des § 32 Absatz 2 bis 4
noch nicht gewährleistet ist; 

7. Europäische Vogelschutzgebiete 
Gebiete im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 79/409/EWG des
Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABl. L
103 vom 24.4.1979, S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie 2008/102/EG (ABl. L 323
vom 3.12.2008, S. 31) geändert worden ist, wenn ein Schutz im Sinne des § 32
Absatz 2 bis 4 bereits gewährleistet ist; 

8. Natura 2000-Gebiete 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete;  

9. Erhaltungsziele 
Ziele, die im Hinblick auf die Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen
Erhaltungszustands eines natürlichen Lebensraumtyps von gemeinschaftlichem
Interesse, einer in Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG oder in Artikel 4 Absatz 2
oder Anhang I der Richtlinie 79/409/EWG aufgeführten Art für ein Natura 2000-
Gebiet festgelegt sind. 

(2) Für dieses Gesetz gelten folgende weitere Begriffsbestimmungen: 
1. Tiere 

a) wild lebende, gefangene oder gezüchtete und nicht herrenlos gewordene
sowie tote Tiere wild lebender Arten, 

b) Eier, auch im leeren Zustand, sowie Larven, Puppen und sonstige Entwick-
lungsformen von Tieren wild lebender Arten, 

c) ohne Weiteres erkennbare Teile von Tieren wild lebender Arten und  
d) ohne Weiteres erkennbar aus Tieren wild lebender Arten gewonnene Erzeug-

nisse; 
2. Pflanzen 

a) wild lebende, durch künstliche Vermehrung gewonnene sowie tote Pflanzen
wild lebender Arten, 

b) Samen, Früchte oder sonstige Entwicklungsformen von Pflanzen wild lebender
Arten, 

c) ohne Weiteres erkennbare Teile von Pflanzen wild lebender Arten und 
d) ohne Weiteres erkennbar aus Pflanzen wild lebender Arten gewonnene

Erzeugnisse; 
als Pflanzen im Sinne dieses Gesetzes gelten auch Flechten und Pilze; 

3. Art 
jede Art, Unterart oder Teilpopulation einer Art oder Unterart; für die Bestimmung
einer Art ist ihre wissenschaftliche Bezeichnung maßgebend; 

4. Biotop 
Lebensraum einer Lebensgemeinschaft wild lebender Tiere und Pflanzen; 

5. Lebensstätte 
regelmäßiger Aufenthaltsort der wild lebenden Individuen einer Art; 

6. Population 
eine biologisch oder geografisch abgegrenzte Zahl von Individuen einer Art; 
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7. heimische Art 
eine wild lebende Tier- oder Pflanzenart, die ihr Verbreitungsgebiet oder regelmä-
ßiges Wanderungsgebiet ganz oder teilweise 
a) im Inland hat oder in geschichtlicher Zeit hatte oder 
b) auf natürliche Weise in das Inland ausdehnt; 
als heimisch gilt eine wild lebende Tier- oder Pflanzenart auch, wenn sich verwil-
derte oder durch menschlichen Einfluss eingebürgerte Tiere oder Pflanzen der
betreffenden Art im Inland in freier Natur und ohne menschliche Hilfe über mehrere
Generationen als Population erhalten; 

8. gebietsfremde Art 
eine wild lebende Tier- oder Pflanzenart, wenn sie in dem betreffenden Gebiet in
freier Natur nicht oder seit mehr als 100 Jahren nicht mehr vorkommt; 

9. invasive Art 
eine Art, deren Vorkommen außerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebiets für die
dort natürlich vorkommenden Ökosysteme, Biotope oder Arten ein erhebliches
Gefährdungspotenzial darstellt; 

10. Arten von gemeinschaftlichem Interesse 
die in Anhang II, IV oder V der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Tier- und Pflan-
zenarten;  

11. prioritäre Arten 
die in Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG mit dem Zeichen (*) gekennzeichneten
Tier- und Pflanzenarten; 

12. europäische Vogelarten 
in Europa natürlich vorkommende Vogelarten im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie
79/409/EWG; 

13. besonders geschützte Arten 
a) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang A oder Anhang B der Verordnung (EG)

Nr. 338/97 des Rates vom 9. Dezember 1996 über den Schutz von Exemplaren
wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels (ABl. L
61 vom 3.3.1997, S. 1, L 100 vom 17.4.1997, S. 72, L 298 vom 1.11.1997, S.
70, L 113 vom 27.4.2006, S. 26), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr.
318/2008 (ABl. L 95 vom 8.4.2008, S. 3) geändert worden ist, aufgeführt sind, 

b) nicht unter Buchstabe a fallende 
aa) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG auf-

geführt sind, 
bb) europäische Vogelarten, 

c) Tier- und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1
aufgeführt sind;  

14. streng geschützte Arten 
besonders geschützte Arten, die 
a) in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97, 
b) in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG, 
c) in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 2 
aufgeführt sind; 

15. gezüchtete Tiere 
Tiere, die in kontrollierter Umgebung geboren oder auf andere Weise erzeugt und
deren Elterntiere rechtmäßig erworben worden sind; 

16. künstlich vermehrte Pflanzen 
Pflanzen, die aus Samen, Gewebekulturen, Stecklingen oder Teilungen unter kon-
trollierten Bedingungen herangezogen worden sind; 

17. Anbieten 
Erklärung der Bereitschaft zu verkaufen oder zu kaufen und ähnliche Handlungen,
einschließlich der Werbung, der Veranlassung zur Werbung oder der Aufforderung
zu Verkaufs- oder Kaufverhandlungen; 

18. Inverkehrbringen 
das Anbieten, Vorrätighalten zur Abgabe, Feilhalten und jedes Abgeben an andere; 

19. rechtmäßig 
in Übereinstimmung mit den jeweils geltenden Rechtsvorschriften zum Schutz der
betreffenden Art im jeweiligen Staat sowie mit Rechtsakten der Europäischen
Gemeinschaft auf dem Gebiet des Artenschutzes und dem Übereinkommen vom
3. März 1973 über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender
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Tiere und Pflanzen (BGBl. 1975 II S. 773, 777) – Washingtoner Artenschutzüber-
einkommen – im Rahmen ihrer jeweiligen räumlichen und zeitlichen Geltung oder
Anwendbarkeit;  

20. Mitgliedstaat 
ein Staat, der Mitglied der Europäischen Union ist;  

21. Drittstaat 
ein Staat, der nicht Mitglied der Europäischen Union ist. 

(3) Soweit in diesem Gesetz auf Anhänge der 
1. Verordnung (EG) Nr. 338/97, 
2. Verordnung (EWG) Nr. 3254/91 des Rates vom 4. November 1991 zum Verbot von

Tellereisen in der Gemeinschaft und der Einfuhr von Pelzen und Waren von
bestimmten Wildtierarten aus Ländern, die Tellereisen oder den internationalen
humanen Fangnormen nicht entsprechende Fangmethoden anwenden (ABl. L 308
vom 9.11.1991, S. 1), 

3. Richtlinien 92/43/EWG und 79/409/EWG,  
4. Richtlinie 83/129/EWG des Rates vom 28. März 1983 betreffend die Einfuhr in die

Mitgliedstaaten von Fellen bestimmter Jungrobben und Waren daraus (ABl. L 91
vom 9.4.1983, S. 30), die zuletzt durch die Richtlinie 89/370/EWG (ABl. L 163 vom
14.6.1989, S. 37) geändert worden ist,  

oder auf Vorschriften der genannten Rechtsakte verwiesen wird, in denen auf Anhänge
Bezug genommen wird, sind die Anhänge jeweils in der sich aus den Veröffentlichun-
gen im Amtsblatt Teil L der Europäischen Union ergebenden geltenden Fassung maß-
geblich. 
(4) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit gibt die
besonders geschützten und die streng geschützten Arten sowie den Zeitpunkt ihrer
jeweiligen Unterschutzstellung bekannt. 
(5) Wenn besonders geschützte Arten bereits auf Grund der bis zum 8. Mai 1998 gel-
tenden Vorschriften unter besonderem Schutz standen, gilt als Zeitpunkt der Unter-
schutzstellung derjenige, der sich aus diesen Vorschriften ergibt. Entsprechendes gilt
für die streng geschützten Arten, soweit sie nach den bis zum 8. Mai 1998 geltenden
Vorschriften als vom Aussterben bedroht bezeichnet waren. 

Kapitel 2 Landschaftsplanung 

§ 8 Allgemeiner Grundsatz 
Die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden als Grundlage vorsor-
genden Handelns im Rahmen der Landschaftsplanung überörtlich und örtlich konkreti-
siert und die Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung dieser Ziele dargestellt
und begründet.  

§ 9 Aufgaben und Inhalte der Landschaftsplanung;  Ermächtigung zum 
Erlass von Rechtsverordnungen 

(1) Die Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die Ziele des Naturschutzes und der
Landschaftspflege für den jeweiligen Planungsraum zu konkretisieren und die Erforder-
nisse und Maßnahmen zur Verwirklichung dieser Ziele auch für die Planungen und Ver-
waltungsverfahren aufzuzeigen, deren Entscheidungen sich auf Natur und Landschaft
im Planungsraum auswirken können. 

(2) Inhalte der Landschaftsplanung sind die Darstellung und Begründung der konkreti-
sierten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege und der ihrer Verwirklichung
dienenden Erfordernisse und Maßnahmen. Darstellung und Begründung erfolgen nach
Maßgabe der §§ 10 und 11 in Landschaftsprogrammen, Landschaftsrahmenplänen,
Landschaftsplänen sowie Grünordnungsplänen.  

(3) Die Pläne sollen Angaben enthalten über 
1. den vorhandenen und den zu erwartenden Zustand von Natur und Landschaft, 
2. die konkretisierten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
3. die Beurteilung des vorhandenen und zu erwartenden Zustands von Natur und

Landschaft nach Maßgabe dieser Ziele einschließlich der sich daraus ergebenden
Konflikte, 

4. die Erfordernisse und Maßnahmen zur Umsetzung der konkretisierten Ziele des
Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere 
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